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Einleitung 

1. Ziel und Rechtfertigung der Untersuchung 

Die vorliegende Arbeit bemüht sich - den Anregungen von Wacke\ 
Tipke2 und Kruse3 folgend - für das steuergerichtliche Verfahren den 
Inhalt und den Zusammenhang der Begriffe materielle Rechtskraft 
und Streitgegenstand4 zu untersuchen. Mit dem Versuch, diese Fragen 
nicht nur unter Heranziehung steuerrechtlichen Schrifttums und 
steuergerichtlicher Rechtsprechung zu erörtern, soll ein Beitrag ge-
leistet werden zu der immer wieder geforderten Annäherung von 
Steuerrecht und übrigem öffentlichen Recht5• 

Obwohl nämlich das Steuerrecht ein Teil des besonderen Verwal-
tungsrechts ist, wird es oft versäumt, für die Entscheidung steuerrecht-
licher Fragen etwa vorhandene Grundsätze des Verwaltungsrechts 
heranzuziehen6 • 

1 AöR Bd.79, 158 (183). 
9 FR 1961, 73. 
3 Tipke-'Kruse, Bd. I, § 222, Rdnr. 7. 
4 Für den Begriff des Streitgegenstandes im Steuerprozeß empfehlen 

außerdem Kruse, FR 1961, 191 und 1962, 178 (179), sowie Niemeyer, S.72, 
Untersuchungen. 

5 Vgl. etwa Becker, StuW 1931 Sp. 971 ff.; Hemet, § 1 I (S.l). Aus neuester 
Zeit: Boettcher, StuW 1962 Sp.lft.; Berger, DStR 1962, 44; Eckhardt, StbJB 
1961/1962, S. 77 (117 ff.) (besonders interessante Erörterungen über die 
Annäherung des Steuerprozeßrechts an das allgemeine Verwaltungs-
prozeßrecht); Eisenberg, BB 1963, 86'1; Feli:r:, Festschrift für Spitaler, 
S. 137 ff.; Hartz, Die Auslegung von Steuergesetzen, S. 59/60; ders., 
Staatsbürger und Staatsgewalt, Bd. I, S. 239 ff.; Mattem, NJW 1964, 
617 ff. (allerdings mit Einschränkungen); Naumann, BB 1962, 1339; ;Spanner, 
DÖV 1963, 736; Tipke-Kruse, Bd. I, Einführung, S. VI; Vogel, DVBI 1962, 
435 ff. Eisenberg, Naumann und ,Spanner erörtern den Entwurf einer Finanz-
gerichtsordnung und äußern sich zum Verhältnis von Steuerprozeß- und 
Verwaitungsprozeßrecht. 

Auch die Rechtsprechung zieht bereits des öfteren Grundsätze des all-
gemeinen Verwaltungsrechts zur Lösung steuerrechtlicher Fragen heran: 
z. B. BFH v. 3. 3. 1959 176/57 S, BStBI 111 1959, 251, BFHE 68, 661 (Heran-
ziehung verwaltungsprozeßrechtlicher Vorschriften zur Lösung steuerprozes-
sualer Fragen) und v. 18. 4. 1961 179/60 U, BStBl II! 1961, 342, BFHE 73 206 und 
StRK, § 96 AO, R. 26 mit zustimmender Anmerkung von Vogel; FG Karls-
ruhe v. 18. 12. 1959 II 361-362/58, EFG 1960, 231. 

11 Diesen Vorwurf machen für die Frage der Rechtskraft im Steuerrecht 
bereits Klein, FZVerwR Bd.77, 241 (248) und Niemann, VerwArch Bd.40, 
135 (136), dem RFH. 
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Nicht zuletzt im Interesse der Einheit der Rechtsordnung bietet sich 
darüber hinaus auf dem Gebiete des steuerlichen Prozeßrechts, jeden-
falls soweit es das Verfahren vor den Steuergerichten betrifft, eine 
Prüfung an, ob sich nicht aus anderen Prozeßordnungen und deren 
Wissenschaft Anhaltspunkte für die Lösung steuerprozessualer Fra-
gen gewinnen lassen. Nachdem das GG in Art. 96 Abs.l die ordent-
liche, die Verwaltungs-, die Finanz-, die Arbeits- und die Sozialge-
richtsbarkeit als gleichwertig nebeneinander gestellt hat. dürfen wir 
für den Steuerprozeß sicher nach derartigen Anhaltspunkten in den 
übrigen Verfahrensordnungen, dem dazugehörigen Schrifttum und der 
dazu ergangenen Rechtsprechung suchen. Die Heranziehung dieser 
Verfahrensgesetze ist für das Steuerprozeßrecht besonders deshalb 
interessant, weil sie sämtlich nach Inkrafttreten des GG neu gefaßtT 

bzw. überhaupt erst erlassen8 worden sind, während die Prozeß-
ordnung der Finanzgerichtsbarkeit - die FG09 - noch immer ihrer 
Verabschiedung harrt10• 

Wackell hat allerdings im Zusammenhang mit der Erörterung der 
Rechtskraft und des Streitgegenstandes im Verwaltungsprozeßrecht 
- also gerade den Fragen, die wir für das Steuerprozeßrecht unter-

T ZPO und StPO in der Fassung der Bekanntmachung v. 12.9. 1950 (BGBI I 
S. 533 bzw. 629) auf Grund des Gesetzes zur Wiederherstellung der Rechts-
einheit auf dem Gebiete der Gerichtsverfassung, der bürgerlichen Rechts-
pflege, des Strafverfahrens und des Kostenrechts v. 12. 9. 1950 (BGBI I S. (55). 

8 ArbGG v. 3.9.53 (BGBlI S.1267); SGG v. 3.9.53 (BGBlI S.1239); 
VwGO v. 21. 1. 1960 (BGBI I S. 17). 

9 Der erste Entwurf der FGO wurde dem Bundestag von der Bundes-
regierung im Jahre 1955 zugeleitet (Deutscher Bundestag, 2. Wahlperiode, 
Drucksache 1716). Da dieser Gesetzentwurf nicht verabschiedet wurde, hat die 
Bundesregierung den Entwurf in wenig veränderter Form beim 3. Deutschen 
Bundestag erneut eingebracht (Deutscher Bundestag,3. Wahlperiode, Druck-
sache 127). Da das Plenum des Bundestages auch diesen Entwurf nicht ver-
abschiedet hat, verfiel auch er gern. §126 der Geschäftsordnung des Bundes-
tages mit dem Ablauf der 3. Wahlperiode. Im März 1963 hat die Bundes-
regierungdem Bundesrat einen erheblich überarbeiteten und veränderten 
Gesetzentwurf zur Stellungnahme zugeleitet (Bundesrat 129/63). Am 2. 8. 1963 
hat die Bundesregierung diesen Entwurf beim Bundestag eingebracht (Deut-
scher Bundestag, 4. Wahlperiode, Drucksache 14(6). Die Aussichten, daß die 
FGO in der 4. Wahlperiode des Bundestages -' dem Verfassungsauftrag 
des Art. 108 Abs. 5 GG folgend - zum Gesetz wird, sind nicht ungünstig 
(vgl. Ziemer, DStZ A 1963, 113). - Der vorliegenden Arbeit sind der beim 
3. Bundestag eingebrachte Entwurf (als Entw. FGO I bezeichnet) und der 
neueste Entwurf (Entw. FGO II) zugrunde gelegt. Die Berücksichtigung bei-
der Entwürfe erscheint geboten, da sie teilweise erheblich voneinander ab-
weichen. 

10 Das Gesetz über MaßnahInen auf dem Gebiete der Finanzgerichtsbar-
keit vom 22.10.1957 (RGBI I S.17(6) und das Gesetz über den Bundes-
finanzhof v. 29.6.1950 (BGBI I S.257) betreffen lediglich gerichtsverfassungs-
rechtliche Fragen, nicht aber das Verfahren vor diesen Gerichten. 

11 Vgl. Anm.1. 
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suchen wollen - angeregt, für die Lösung verwaltungsprozessualer 
Probleme nicht auf die Heranziehung der "oft besten Ergebnisse" der 
Rechtsprechung des RFH zum Steuerprozeßrecht zu verzichten. Wacke 
spricht dann die Vermutung aus, daß auch gerade Rechtskraft und 
Streitgegenstand in der Rechtsprechung des RFH eine befriedigende 
Lösung gefunden haben mögen. Diese Vermutung trifft jedoch nicht 
zu. Ohne die Ergebnisse der Arbeit bereits hier im einzelnen vorweg-
zunehmen, dürfen wir feststellen, daß weder die Rechtsprechung des 
RFH, des BFH oder der Finanzgerichte noch, soweit ersichtlich, das 
steuerliche Schrifttum eine den Erfordernissen der Praxis und dem 
Institut der Rechtskraft gerecht werdende Bestimmung der bezeichne-
ten Begriffe gefunden hat. Über das Verhältnis von materieller Rechts-
kraft und Streitgegenstand schweigen sich Literatur und Rechtspre-
chung fast völlig aus. Der Begriff des Streitgegenstandes ist der 
Steuerrechtswissenschaft - von einigen später zu erörternden Aus-
nahmen abgesehen - nur im Zusammenhang mit den §§ 320 ff. (Wert 
des Streitgegenstandes) geläufig. 

Eine lobenswerte Ausnahme bedeutet insoweit die Arbeit von Gisela 
Niemeyer12, die als erste den Streitgegenstand im Steuerprozeß ein-
gehend untersucht hat. Diese Arbeit, mit der wir uns hier noch nicht 
im einzelnen auseinandersetzen wollen, leidet jedoch darunter, daß 
Niemeyer die umfangreichen Erörterungen über den Streitgegenstand 
im Verwaltungsstreitverfahren außer Betracht lassen zu können 
glaube3• Es kann daher nicht überraschen, daß Niemeyers Unter-
suchungen zu einem völlig eigenständigen steuerrechtlichen Verfah-
rensgegenstand (das Wort "Streitgegenstand" wird für dieses Ergebnis 
vermieden) führen und dadurch ein nicht gerade positives Beispiel für 
die Annäherung des Steuerrechts an die übrige Rechtsordnung, ins-
besondere das übrige öffentliche Recht, geben. 

2. Abgrenzung der Arbeit 

Die Arbeit befaßt sich nur mit der materiellen Rechtskraft der 
steuergerichtlichen Urteile. Aus den Betrachtungen wird daher nicht 
nur die Frage der materiellen Rechtskraft der Beschlüsse der Finanz-
gerichte, sondern auch die der von Verwaltungsbehörden erlassenen 
Rechtsmittelentscheidungen (Beschwerde- und Einspruchsbescheide)14 

12 Der Gegenstand des Verfahrens bei der Anfechtung von Steuerbeschei-
den, Düsseldorf 1962. 

18 S.27. 
111-' VgI. dazu etwa: bejahend Klein, VerwArch Bd.45, 49 (71); ders., 

FZVerwR Bd. 77, 241 (268); Crisolli, S.174; Hensel, S.140; Kühn, StuW 1942 
Sp.89 (104); iKriszeleit, S.31/32; verneinend Bettermann FR 1947, 76; Nie-
mann, Verw Arch Bd.40, 135 (149); ders., VjZStFR 1930, 173. (~18). 


